
Mail: „Fakten hören nicht auf zu existieren, nur weil sie ignoriert 
werden…..!“ 

Von: Erhard Walter 
Betreff: Fakten hören nicht auf zu existieren, nur weil sie ignoriert werden....! 
Datum: 3. Februar 2019 15:30:10 MEZ 
An: Ute Guckes-Westenberger 
Kopie: Christian Herfurth, Peter Werner, Bernd.Goeres, Weber, Dunja, Helmut Urban, 
Andreas Demmer, Winfried Urban, Werner Schuierer, Ute Guckes-Westenberger, Erhard 
Walter, Karlheinz Petersohn 

Guten Tag, Frau Ortsvorsteherin, 

wir haben, im Gegensatz zu Ihnen, nun alle erforderlichen Rechtsauskünfte, die im 
Zusammenhang mit der Erstellung der Tagesordnung und Einberuf zu einer Sitzung 
stehen, vorliegen. D.h., dass weder Ihre zu Protokoll gegebene Aussage am 22.01.19 
noch Ihre Nichtbeachtung unseres Antrages FWH/FDP003.2009 den rechtlichen Vorgaben 
entsprechen und Sie somit Ihren rechtlichen Verpflichtungen nicht nachkommen. 

Am 22.01.2019 handelte es sich um eine reguläre1 Sitzung, welche auf Ihre Aussage,  
„weitere Sitzungen sind jederzeit bei Bedarf möglich“ nachdem wir am 04.12.18 lediglich 
die „vorläufigen“ Termine für 2019 festgelegt hatten. Somit hätte der komplette Antrag 
berücksichtigt werden müssen. 

Da unser NEUER Antrag, der von dem abgelehnten Antrag vom 22.01.2019 abweicht und 
mit neuen Fakten versehen ist, rechtzeitig bei Ihnen vorlag, hätte er ebenfalls 
berücksichtigt werden müssen. 

In beiden Fällen haben Sie aus unserer Sicht eindeutig gegen bestehendes Recht 
verstossen, was die beigefügte Anlage belegt. Wir gehen davon aus, dass Ihnen keine 
Rechtsauskünfte, die von unseren abweicht, vorliegen, zumal die Beantwortung unserer 
Fragen vom 27.01.2019, die bis 31.01.2019 beantwortet werden sollten (siehe u.b. Mail), 
immer noch aussteht. (lesen Sie mal in der Anlage, wie oft dort von vertrauensvoller 
Zusammenarbeit die Rede ist…) 

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass wir aufgrund der uns vorliegenden Kommentare 
vorbehalten - sollten Sie in der Sitzung am 06.02.19 weiterhin ohne rechtliche Grundlagen 
zu benennen und vorzulegen, auf Ihr Recht pochen - eine abschliessende Klärung über 
das Verwaltungsgericht herbeizuführen. 

1den Regeln, Bestimmungen, Vorschriften entsprechend; vorschriftsmäßig, 
ordnungsgemäß 

Für die Vertreter der FWH und FDP im Ortsbeirat 
Im Auftrag 

Erhard Walter 



Anfang der weitergeleiteten Nachricht: 
Von: Erhard Walter 
Betreff: Antrag auf Rechtsauskunft 
Datum: 27. Januar 2019 13:34:57 MEZ 
An: Ute Guckes-Westenberger 
Kopie: Christian Herfurth, Peter Werner, Weber, Dunja, Helmut Urban, Andreas Demmer, 
Winfried Urban, Werner Schuierer, Ute Guckes-Westenberger, Erhard Walter, Karlheinz 
Petersohn 

Guten Tag, Frau Ortsvorsteherin, 

wir, d.h. die Vertreter der FWH und FDP im OBR, beziehen uns auf Ihre getroffene 
Aussage vom 22.01.2019 zu unserem Antrag zur „Einberufung einer OBR-Sitzung i.S.v. 
§56 Abs.1, Satz 2 HGO“ sowie eine Antwort von Herrn Gieseler und hätten gerne von 
Ihnen die „erheblich Zahl von Rechtsauskünften“ die laut Aussage von Herrn Gieseler vom 
23.01.2019 für den OBR Heftrich erteilt wurden, vorgelegt. 

Zu welchen Fragen wurden konkret Rechtsauskünfte - hierzu hätten wir gerne den 
genauen Wortlaut - durch Sie direkt oder über die Verwaltung, bezogen auf unseren 
Ortsbeirat, in den vergangenen Monaten erbeten.  
Welche Rechtsauskünfte wurden - auch hier hätten wir gerne den genauen Wortlaut - 
durch den Hess.Städtetag erteilt und welche Rechtsquellen mit entsprechenden 
Randnotizen (RN), auf die Herr Gieseler bei seinen Antworten nie verzichtet, wurden hier 
zwecks Nachvollziehbarkeit genannt? 

Sie haben in der Sitzung lediglich ein Statement zum §56 Abs.1, Satz 2 HGO zu Protokoll 
gegeben, welches nicht nachvollziehbar ist. Ihrer „Empfehlung“, wir könnten ja bei Herrn 
Gieseler nachfragen, sind wir gefolgt, allerdings erfolglos. 
Herr Gieseler hat uns mitgeteilt, dass Fragen einzelner politischer Gruppierungen 
innerhalb der Organe nicht beantwortet werden, da dies die zeitliche Kapazität übersteigt.  

Somit haben wir weiterhin Klärungsbedarf zu Ihren Ausführung und wie diese mit §56 Abs.
1, Satz 2 und §58 Abs.5 Satz 2 HGO in Einklang zu bringen sind. 

Damit dem gesamten OBR in dieser Angelegenheit mit belegbaren Fakten/Aussagen 
weitergeholfen wird, nehmen wir auf die Mail von Herrn Gieseler vom 23.01.2019 Bezug. 
Dort teilte er mit: „wir erteilen unseren Mitgliedern Rechtsauskünfte, soweit deren Organe 
dies wünschen. Auch wenn der Ortsbeirat im rechtlichen Sinne lediglich ein Hilfsorgan ist, 
haben wir dessen Anfragen beantwortet.  
Bezogen auf Ihren Ortsbeirat haben wir in den vergangenen Monaten eine erhebliche Zahl 
von Rechtsauskünften erteilt. Dies werden wir auch weiterhin tun.“ 

D.h., dass die erforderliche Rechtsauskunft auf unsere Fragen, die wir in 
der Anlage beifügen, uns Allen im OBR vom Hess. Städtetag beantwortet werden, wenn 
Sie diese direkt oder aber über die Verwaltung an Herrn Gieseler, mit dem Wunsch um 
Auskunftserteilung weiterleiten. 

Wir gehen davon aus, dass auch Sie an einer abschliessenden Klärung für die Zukunft 
daran interessiert sind und beantragen daher, dass Sie die beigefügte Anlage umgehend, 
d.h. bis spätestens 31.01.2019 zwecks Beantwortung der Fragen weiterleiten und den 
OBR dabei auf Cc: setzen. 



Sollte unserem Wunsch verbunden mit einem Antrag bis zum 31.01.2019 nicht 
entsprochen werden, sehen wir uns veranlasst, die Fragen über einen externen Anwalt für 
Verwaltungsrecht klären zu lassen. Sollte das Ihr Wunsch sein, dann werden wir die uns 
daraus entstehenden Beratungskosten evtl sogar Gerichtskosten, sollten Ihre 
Ausführungen sich als falsch herausstellen und nicht zutreffen, über unseren Anwalt 
dann ggf. gerichtlich geltend machen.  

Wir hoffen das es nicht so weit kommt und eine Klärung schnellstmöglich, wünschenswert 
wäre noch vor der nächsten Sitzung am 06.02.19, erfolgt. 

Für die Vertreter der FWH und FDP im Ortsbeirat 
Im Auftrag 

Erhard Walter 



Anlage 
Kommentare zu § 56 und § 58 HGO im Zusammenhang mit der 
Aufstellung der Tagesordnung von  
Gerhard Bennemann/Walter Unger/Helmut Schmidt 

2.2 Aufstellung der Tagesordnung 
Randnummer 19 
Die Tagesordnung muss alle Punkte enthalten, über die in der Sitzung der 
Gemeindevertretung beschlossen werden soll. Dem Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung kommt bei der Aufstellung der Tagesordnung ein weiter 
Gestaltungsspielraum zu. Dieser Spielraum wird nur durch wenige 
gesetzliche aber in der Praxis durch viele tatsächliche Gründe eingeschränkt. 
Auch wenn Geschäftsordnungen oder eine jahrelang geübte Praxis de jure 
keine rechtliche Schranke für den Vorsitzenden sind, wird er sich doch oft 
genug im Interesse einer vertrauensvollen Zusammenarbeit der Organe und 
innerhalb der Gemeindevertretung diesem sanften Druck beugen. Die 
Aufstellung der Tagesordnung läuft wie folgt ab: An Hand der in seinem Büro 
eingegangenen Anträge und Anfragen der Fraktionen oder der 
Gemeindevertreter und Vorlagen des Gemeindevorstands stellt das 
vorsitzende Mitglied eine vorläufige Tagesordnung auf. Diese leitet es dem 
Bürgermeister zu und stellt mit diesem das Benehmen her. Danach legt es 
die endgültige Tagesordnung fest, unterschreibt das Original und veranlasst 
die Durchführung der Einladung und der öffentlichen Bekanntmachung. Aber 
auch dabei ergeben sich die Schwierigkeiten meistens bei strittigen 
Angelegenheiten, insoweit gilt Folgendes hinsichtlich der einzelnen 
Arbeitsschritte: 

2.2.1 Aufzunehmende Beratungsgegenstände 
Randnummer 20 
Unter den Voraussetzungen des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO, bei der 
Einberufung einer Sitzung der Gemeindevertretung auf Antrag eines Viertels 
der Gemeindevertreter oder des Gemeindevorstands oder des 
Bürgermeisters, ist der Vorsitzende verpflichtet, die zur Verhandlung zu 
stellenden Gegenstände bei der Aufstellung der Tagesordnung zu 
berücksichtigen. Im Übrigen hat der Vorsitzende die Anträge auf die 
Tagesordnung zu setzen, die bis zu einem bestimmten, in der 
Geschäftsordnung festzulegenden Zeitpunkt vor der Sitzung bei ihm 
eingehen. 
Bei der Festlegung der Tagesordnung ist der Vorsitzende bei der Ladung zu 
einer Sitzung auf Antrag eines Viertels der Gemeindevertreter oder des 
Gemeindevorstands oder des Bürgermeisters gebunden, die vorliegenden 
Tagesordnungspunkte zu berücksichtigen; das aber nur, wenn sie in die 
Zuständigkeit der Gemeinde fallen (vgl. Rdnrn. 35 f. zu § 56 HGO). 
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Randnummer 21 
Bei regulären Sitzungen hat der Vorsitzende all die Punkte aufzunehmen, die 
rechtzeitig im Sinne einer in der Geschäftsordnung zu treffenden 
Terminregelung in seinen Machtbereich eingegangen sind (§ 58 Abs. 5 Satz 2 
HGO). Ihm steht im Gegensatz zum Fall der sofortigen Einberufung auf 
Antrag eines Viertels der Gemeindevertreter oder des Gemeindevorstands 
oder des Bürgermeisters kein Prüfungsrecht zu, ob es sich um eine 
Angelegenheit handelt, die in die Zuständigkeit der Gemeinde fällt. Um 
Klarheit über den Begriff des Eingangs zu schaffen, bietet sich ebenfalls eine 
Geschäftsordnungsbestimmung an, die regelt, dass z. B. das Büro des 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung in der Gemeindeverwaltung die Stelle 
ist, an der fristwahrend Anträge usw. einzureichen sind. Zum rechtzeitigen 
Eingang von Anträgen reicht eine persönliche oder telefonische Nachricht 
grundsätzlich aus, denn wie oben ausgeführt (Rdnr. 6), müssen Anträge nicht 
schriftlich eingereicht werden. Im eigenen Interesse zum Nachweis des 
Zugangs und um Missverständnisse bezüglich des Inhalts zu vermeiden, 
sollten Anträge usw. jedoch immer schriftlich eingereicht werden. Um 
besonders wichtige Anträge entsprechend abzusichern, kann sich der 
Antragsteller den Eingang des Antrages z. B. auf einer Kopie des 
Antragsschreibens bestätigen lassen. Völlig ausreichend für die fristwahrende 
Abgabe eines Antrages ist die Zusendung durch Telefax. Aus dem Fax muss 
hervorgehen, dass es sich um eine antragsberechtigte Person handelt, und 
diese eigenhändig unterzeichnet hat und das Fax die im Telefaxdienst 
vorgeschriebene Absendererkennung aus Namen und Faxanschlussnummer 
(Stationskennung [CSID]) trägt sowie mit Datum und Uhrzeit des 
Übertragungsvorganges versehen ist. Fälschungen lassen sich damit zwar 
nicht gänzlich ausschließen, worauf es jedoch bei der Frage der Fristwahrung 
nicht ankommt. 

Randnummer 21a 
Die Ergänzung des Gesetzestextes um die Worte „einzelner 
Gemeindevertreter und Fraktionen“ durch das Gesetz zur Änderung der 
Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze vom 16.12.2006, GVBl. 
I S. 786, hat inhaltlich nichts geändert. Es wurde damit lediglich klargestellt, 
was bereits bisher im Hinblick auf das Recht, Anträge in der 
Gemeindevertretung zu stellen, galt. Damit wurden lediglich immer 
wiederkehrende Bestrebungen unterbunden, Minderheiten in der 
Gemeindevertretung in der sachlichen Arbeit zu behindern. 

Randnummer 22 
Der Vorsitzende hat zudem all die Punkte auf die Tagesordnung zu nehmen, 
die von der Gemeindevertretung als solche durch ausdrücklichen Beschluss 
oder durch eine Geschäftsordnungsregelung regelmäßig auf die 
Tagesordnung zu nehmen sind. Zu denken ist hier insbesondere an 
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Berichtsbeschlüsse, die den Gemeindevorstand auffordern, die 
Gemeindevertretung über den aktuellen Stand einer länger andauernden 
Angelegenheit zu informieren. Sollte gegen die Aufnahme solcher 
Tagesordnungspunkt Bedenken bestehen, ist der richtige Adressat eines 
entsprechenden Antrages vor einem Verwaltungsgericht nicht der Vorsitzende 
der Gemeindevertretung in seiner Funktion nach § 58 Abs. 1 bis 6 HGO oder 
gar die Vorsitzenden der Fraktionen, die den angegriffenen Beschluss 
getragen haben, sondern vielmehr das Organ Gemeindevertretung, vertreten 
durch den Vorsitzenden nach § 58 Abs. 7 HGO (VG Gießen, Beschl. vom 
21.9.1998, 8 G 1701/98 (4), nicht veröffentlicht). Die Geschäftsordnung 
bindet den Vorsitzenden hinsichtlich Vorbereitung und Leitung der Sitzungen 
an ihre Regelungen, so dass sich der Vorsitzende der Gemeindevertretung 
an die beschlossene Regelung halten muss. Ein eigenständiges 
Entscheidungs- und Auswahlermessen steht ihm nicht zu. Daraus ergibt sich 
auch, dass nicht der Vorsitzende der Gemeindevertretung als 
Zuordnungsobjekt von Rechten und Pflichten, sondern nur die 
Gemeindevertretung als solche für die Nichtdurchführung eines 
derartigen Tagesordnungspunktes passivlegitimiert sein kann. 

Randnummer 23 
In vielen Gemeindevertretungen ist es üblich, den Tagesordnungspunkt 
„Anfragen“ auf die Tagesordnung der Gemeindevertretung zu nehmen. Dies 
resultiert aus der Aufgabe der Gemeindevertreter zur Überwachung der 
Verwaltung (§ 9 Abs. 1 Satz 2, § 50 Abs. 2 Satz 1 und 3 HGO). Die 
Geschäftsordnungen der Gemeinden trennen dabei zwischen Fragen von 
allgemeiner Bedeutung (kleine Anfragen) und grundsätzlicher Bedeutung 
(große Anfragen). Im Rahmen des Tagesordnungspunktes „Anfragen“ können 
kurze Sachstandsberichte oder Erklärungen für bestimmte 
Verwaltungsvorgänge gefordert werden. Die Fragen sollten im Interesse der 
sofortigen Beantwortung in der Sitzung vorab dem Gemeindevorstand 
mitgeteilt werden. Üblicherweise sind Aussprachen dann nicht gestattet. 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung oder politischer Brisanz werden wie 
Anträge behandelt und müssen fristgerecht eingereicht sein. Üblicherweise 
werden auf die Beantwortung der Frage in der Sitzung weitere vertiefende 
Fragen von verschiedenen Gemeindevertretern gestellt, die sich aus der 
Antwort ergeben oder die Sachverhalte klären sollen, die nicht ausreichend 
beantwortet wurden. Im Anschluss an eine „großen Anfrage“ wird dann die 
Gelegenheit zu politischen Debatte eingeräumt. Diese Unterscheidung in der 
Form der Anfragestellung und in den Möglichkeiten des weiteren Verfahrens 
sind angezeigt, da „kleine Anfragen“ nur der Informationsbeschaffung dienen, 
„große Anfragen“ jedoch zum Anlass genommen werden sollen, 
grundsätzliche politische Positionen zu klären, wofür jedem 
Gemeindevertreter, wie bei einem Antrag auch, ausreichend Gelegenheit zur 
Vorbereitung gegeben werden muss. Es obliegt dem Ermessen des 
Fragestellers, wie er den Vorgang politisch oder taktisch verwerten will, ob er 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=58
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=58&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=58&x=6
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=58
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=58&x=7
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=1998-09-21&az=8G170198&ge=VGGIESSEN
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=9
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=9&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=50
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=50&x=2


sich mit der „kleinen Anfrage“ zufrieden geben will, oder ob er die Möglichkeit 
einer breiten Erörterung eröffnen möchte. 

Randnummer 24 
Unter dem Tagesordnungspunkt „(kleine) Anfragen“, Mitteilungen oder 
Verschiedenes können keine wirksamen Beschlüsse gefasst werden, denn 
die Angelegenheit war nicht auf der Tagesordnung als solche erkennbar 
verzeichnet. Will die Gemeindevertretung dennoch Beschlüsse fassen, bleibt 
es ihr unbenommen, mit der erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter einen weiteren Punkt auf die 
Tagesordnung zu nehmen (§ 58 Abs. 2 HGO). Ausgenommen hiervon sind 
jedoch Wahlen (§ 55 HGO) oder Änderungen der Hauptsatzung (§§ 6, 58 
Abs. 3 HGO). 

Randnummer 25 
Die Rechtsprechung hat dabei vereinzelt auch Ausnahmen von dem 
Erfordernis eines ausdrücklichen Zustimmungsbeschlusses gemacht. Der 
VGH Kassel hat entschieden (Urt. vom 22.7.1977, HessVGRspr. 1977 S. 77 
ff.), dass der einstimmige Sachbeschluss der von 24 Gemeindevertretern 
einer Gemeindevertretung mit 31 Mitgliedern gefasst worden ist, zugleich 
eine Erweiterung der Tagesordnung darstelle. Dieser Auffassung ist 
zuzugeben, dass sie erforderliche Formalien auf ein Minimum beschränkt. 
Gleichwohl sollte eine gesonderte Abstimmung über die Aufnahme auf 
die Tagesordnung erfolgen, denn es ist ungeklärt, ob bei kontroversen 
Mehrheitsentscheidungen auch von einer stillschweigenden Aufnahme in die 
Tagesordnung ausgegangen werden kann, ob dafür gegebenenfalls eine 
Zustimmung von mehr als zwei Dritteln der Mitgliederzahl in der Sache 
erforderlich sein soll und anderes mehr. 
In der Hauptsatzung der Gemeinden werden vielfach die konkreteren 
Bestimmungen für die Verleihung einer Ehrenbürgerschaft oder sonstiger 
Würdigungen damit verbunden, die Ehrung im Rahmen einer besonderen 
feierlichen Sitzung in angemessenem Rahmen durchzuführen. Da es sich 
hierbei eher um einen gesellschaftlichen Anlass, als um eine Arbeitssitzung 
der Gemeindevertretung handelt, liegt es im Rahmen des pflichtgemäßen 
Ermessens des Vorsitzenden, dass er hierfür auch formal rechtzeitig 
eingegangene Anträge, Vorlagen usw. auf die nächste reguläre Sitzung 
vertagt. 

2.2.2 Benehmen mit dem Gemeindevorstand 
Randnummer 26 
Das „Benehmen“ (§ 58 Abs. 5 Satz 1 HGO) mit dem Gemeindevorstand 
herzustellen heißt, dass der Vorsitzende den Gemeindevorstand über eine 
geplante Sitzung der Gemeindevertretung informiert, den beabsichtigten 
Sitzungstermin und -ort sowie die vorgesehene Tagesordnung bekanntgibt. 
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Dieser Vorgang kann durch einen persönlichen Besuch, aber auch schriftlich 
erfolgen. Der Gemeindevorstand wird nach § 71 Abs. 1 Satz 2 HGO durch 
den Bürgermeister nach Außen vertreten. Die Herstellung des Benehmens ist 
eine Angelegenheit der laufenden Verwaltung, die vom Bürgermeister 
selbstständig erledigt werden kann (§ 70 Abs. 2 HGO). Ansprechpartner für 
den Vorsitzenden der Gemeindevertretung ist somit der Bürgermeister bzw. 
sein Stellvertreter im Verhinderungsfalle. Die Herstellung des Benehmens mit 
dem Gemeindevorstand heißt nicht, dass das vollständige Organ zu 
beteiligen ist. 

Randnummer 27 
Der Vorsitzende gibt dem Gemeindevorstand durch seine Initiative 
Gelegenheit, zur Tagesordnung oder zum Sitzungstermin noch rechtzeitig vor 
der Herstellung der endgültigen Tagesordnung und der Festlegung und 
Bekanntgabe des Sitzungstermins Stellung zu beziehen, eigene Anregungen 
einzubringen oder auf Terminschwierigkeiten hinzuweisen. Der Begriff 
„Benehmen“ ist vom Begriff des „Einvernehmens“ zu unterscheiden. Das 
Benehmen ist auch dann hergestellt, wenn der Gemeindevorstand der 
Tagesordnung, dem Sitzungstermin usw. nicht zustimmt oder dem sogar 
ausdrücklich widerspricht. 
Die Zustimmung des Gemeindevorstands ist weder für die Aufstellung der 
Tagesordnung, noch für den Termin oder den Ort der Sitzung erforderlich. 
Gemeindevorstand und Bürgermeister sind insoweit im Aufbau der Gemeinde 
bewusst von nachgeordneter Stellung, denn die Grundlagen und den 
Rahmen der Politik legt als Primat derselben die Gemeindevertretung fest. 
Der Gemeindevorstand ist lediglich die Verwaltungsbehörde der Gemeinde. 
Er besorgt nach den Beschlüssen der Gemeindevertretung im Rahmen der 
bereitgestellten Mittel die laufende Verwaltung der Gemeinde (§ 66 Abs. 1 
Satz 1 und 2 HGO). Dementsprechend wäre auch das Ansinnen eines 
Bürgermeisters unzulässig, auf die Gestaltung der Tagesordnung, z. B. durch 
die Absetzung unliebsamer Tagesordnungspunkte hinzuwirken, was jedoch 
gelegentlich versucht wird. Dabei sind in der Praxis diese Versuche nur 
schwer von dem berechtigten Hinweis darauf, dass bis zum vorgesehenen 
Zeitpunkt der Sitzung erforderliche Vorarbeiten gar nicht abgeschlossen 
werden können, zu unterscheiden. Hier hilft dem vorsitzenden Mitglied 
letztlich nur seine Erfahrung und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
dem Gemeindevorstand. Dessen rechtliche Verpflichtung zur Vorbereitung 
der Beschlussfassung in der Gemeindevertretung (vgl. Rdnrn. 16 ff. zu § 66 
HGO) stellt ein Mitwirkungsrecht dar, das nicht durch eine willkürliche 
Festlegung einer Sitzung oder der Tagesordnung zu einer Sitzung unterlaufen 
werden darf. Das Benehmen ist hergestellt, wenn der Vorsitzende dem 
Gemeindevorstand die Gelegenheit eingeräumt hat, seine ggf. abweichenden 
Vorstellungen kundzutun (VGH Kassel, U. v. 13.2.1979, II OE 144/77, S. 17 f., 
nicht veröffentlicht). Besteht eine langfristige Sitzungsplanung, die dem 
Gemeindevorstand bekannt ist, so ist über einen dort verzeichneten Termin 
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kein erneutes Benehmen herzustellen. Das Benehmen betrifft dann nur noch 
die jeweilige Tagesordnung. 

Randnummer 28 
Unterlässt es der Vorsitzende, das Benehmen herzustellen, ist eine 
wesentliche Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Ladung nicht erfüllt 
und der Gemeindevorstand kann hiergegen erfolgreich im Wege einer 
einstweiligen Anordnung die so geladene Sitzung der Gemeindevertretung 
verhindern oder im Wege des Widerspruch und der Beanstandung durch den 
Bürgermeister (§ 63 Abs. 1 Sätze 1, 2 HGO) bzw. des Gemeindevorstands (§ 
63 Abs. 4 HGO) das Wirksamwerden der gefassten Beschlüsse verhindern. 
Daneben besteht auch die Möglichkeit einer Beanstandung durch die 
Aufsichtsbehörde (§ 137 HGO)  
Einer produktiven und vertrauensvollen Zusammenarbeit widerspricht ein 
solches Verhalten, zumal der Gemeindevorstand, wenn seine Anregungen 
nicht beachtet werden, eine außerordentliche Sitzung der 
Gemeindevertretung verlangen kann (§ 56 Abs. 1 Satz 2 HGO).  
Auch ein vermeintliches Interesse an einer schnellen Entscheidung in der 
Gemeindevertretung wird mit einem solchen Verfahren leicht konterkariert, 
denn wenn anschließend aufgrund von Widersprüchen beziehungsweise 
Beanstandungen erneute Beschlussfassung erforderlich werden, dauert es 
unterm Strich länger, bis tatsächlich eine wirksame Entscheidung vorliegt. 
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